
Binswanger

Wer will die Mietkrise?
Die beiden Mietrechtsvorlagen, über die in gut einem Monat 

abgestimmt wird, scheinen blosse Detailfragen zu klären. Die-
ser Eindruck täuscht.

Von Daniel Binswanger, 19.10.2024

Wir leben in einer Welt der Eskalationsdynamik. Das gilt von der ent-
setzlichen Gewalt  auf  den Schlachtfeldern,  im Nahen Osten,  in Ost-
europa.  Es gilt  von politischen Kon:ikten,  die gemessen am Kriegs-
geschehen zwar fast harmlos wirken, an Schärfe aber ständig zunehmenU 
vom PS-Träsidentschajswahlkampf, wo «rump Fetzt o»en droht, nach 
seiner Wahl gegen die Vinneren AeindeL das Militär loszuschicken. öon 
Deutschland, wo die BfD nun 7andtagswahlen gewinnt und gleichzei-
tig eine ebenso legitime wie verst6rende Debatte darüber geführt wer-
den muss, ob die Tartei, die im Öundestag auf HZ Mandate kommt, zum 
Schutz der Demokratie nicht verboten werden sollte. öon 2sterreich, wo 
AT2-Aührer 4erbert Kickl durchmarschiert ist zum Sieg bei den nationalen 
Tarlamentswahlen.

Da lobt man sich die Schweiz, das gesegnete 7and der direkten Demokra-
tie, wo immer alles etwas weniger heiss gegessen wird, wo die Tolitik auch 
heute noch sehr kleinteilig ist und wo man trotz aller Tolarisierung weiter-
hin die Energie Indet, über Dinge abzustimmen, die wenig weltumstürzend 
erscheinen. Rum Öeispiel über eine Mietrechtsreform.

Gleich zwei Mietrechtsvorlagen stehen zur Bbstimmung am (1. Novem-
ber. )st es nicht das Reichen der idyllischen öerhältnisse in diesem 7and, 
dass wir uns nun tunlichst streiten über das ?echt von Mieterinnen, ihre 
Wohnungen an Pntermieter weiterzugeben Jöorlage –Äx Pnd über die ge-
naue Aormulierung des ?echts von 7iegenschajenbesitzern, Eigenbedarf 
geltend zu machen, um Mieterinnen zu kündigen Jöorlage (Äx

Diese )dylle trügt leider.

Die Mietrechtsvorlagen betre»en in der «at nur obligationenrechtliche 
Detailfragen und werden die 7ebensverhältnisse in der Schweiz nicht auf 
umstürzende Weise verändern. Es ist dennoch ein Skandal, dass wir über 
solche öorlagen überhaupt abstimmen müssen.
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Die immer stärkere Tolarisierung der Tolitik hat nicht nur zur Aolge, dass 
über aufgeladene Tolitikfelder wie die Migrations-, Gender- oder die Klima-
politik mit ständig zunehmender 4ejigkeit gestritten wird. Sie führt auch 
dazu, dass im Windschatten der grossen «rigger-«hemen eine äusserst 
kaltschnäuzige )nteressenpolitik immer unverfrorener betrieben werden 
kann. Die Mietrechtsrevisionen demonstrieren das auf geradezu beschä-
mende Weise.

Worum geht esx Rum einen sollen die ?echte von Mieterinnen, die ihre 
Wohnungen gänzlich oder teilweise an Pntermieter weitervermieten wol-
len, beschnitten werden. Öisher steht Mieterinnen dieses ?echt grund-
sätzlich zu, sie sind Fedoch verp:ichtet, durch ihre Pntermietverhältnisse 
kein Geld zu verdienen, dem öermieter zu melden, mit wem sie einen 
Pntermietvertrag abschliessen, und zu vermeiden, dass es innerhalb der 
7iegenschaj zu St6rungen oder Rweckentfremdungen kommt.

Die Gesetzesrevision würde gleich vier öerschärfungen bringenU Erstens 
kann der öermieter die Pntermiete neu auch dann verweigern, wenn das 
Pntermietsverhältnis länger als zwei qahre dauern soll. Rweitens soll eine 
öerweigerung aus gesetzlich nicht speziIzierten Gründen ebenfalls m6g-
lich werden. Was solche Gründe sein sollen, müssten künjig die Gerichte 
festlegen C wie auch immer es ihnen beliebt. Drittens soll die )nformation 
an die öermieterin schrijlich erfolgen C und zwar, sofern hier die Standards 
angewandt werden, die auch sonst im Mietrecht gelten, nicht per E-Mail, 
sondern mit einem Örief. Buch die Erlaubnis zur Pntermiete durch den öer-
mieter hat in schrijlicher Aorm zu erfolgen. qede Gnderung des Pntermiet-
verhältnisses C etwa wenn in einer WG eine Mitbewohnerin auszieht und 
durch eine andere ersetzt wird C müsste ebenfalls schrijlich an den öer-
mieter mitgeteilt und von diesem schrijlich autorisiert werden. Schliess-
lich und endlichU Wenn ein Mieter diese Öedingungen nicht sämtlich ein-
hält, kann ihm nach einer einmaligen Mahnung mit einer Arist von nur 
dreissig «agen gekündigt werden.

OHziell sollen diese öerschärfungen eingeführt werden, um missbräuch-
liche Pntermieten zu verhindern. )nsbesondere soll verunm6glicht wer-
den, dass Wohnungen auf missbräuchliche Brt und Weise über Online-
plattformen wie Birbnb untervermietet werden. Bllerdings k6nnen sich 
öermieterinnen schon heute problemlos gegen missbräuchliche Pnter-
vermietungen wehren.

Öereits mit dem heutigen Gesetz wird eIplizit verboten, dass Mieter mit 
Pntervermietungen Gewinne machen. Die Mieterin ist nach geltendem 
?echt auch bereits verp:ichtet, gegenüber dem öermieter o»enzulegen, 
zu welchen Konditionen ein Pntermietsverhältnis eingegangen worden ist. 
Das Brgument der Missbrauchsvermeidung läuj ins 7eere und wirkt vor-
geschoben. Das ist es auch.

Die Kontrolle des öermieters über die Pntermietsverträge würde nämlich 
gar nicht signiIkant verbessert. Das bestehende Mietrecht ist ausreichend, 
was auch der ursprüngliche Standpunkt des Öundesrats war. Die relevante 
Gnderung wäre ein andereU Es würden zahlreiche neue Gründe gescha»en, 
um Mieterinnen auf die Strasse zu stellen.

Sei es, weil ein kleiner Aormfehler unterlaufen ist, also etwa eine Studen-
ten-WG der öermieterin nicht frist- und formgerecht mitgeteilt hat, dass 
ein Mitbewohner aus- und ein anderer eingezogen ist. Oder sei es, weil die 
RweiFahresfrist überschritten wird, also etwa, wenn eine frisch verwitwe-
te ?entnerin ein Rimmer vermieten will, um sich weiterhin die Wohnung 
leisten zu k6nnen, in der sie ihr halbes 7eben zugebracht hat. Nach neuem 
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Gesetz k6nnte sie dies h6chstens für zwei qahre machen und müsste dann 
eben doch ausziehen. Es sei denn, ein kulanter öermieter würde sie aus rei-
ner Gnade weiter dulden.

Es  geht  hier  nicht  um  nachvollziehbare  Massnahmen,  die  Pnter-
mieterinnen vor Missbräuchen schützen sollen. Es geht um Indige Schi-
kanen, die es erlauben, Mietverhältnisse m6glichst einfach zu beenden.

EItrem stossend ist auch, dass aufgrund eines simplen Aormfehlers C das 
heisst, wenn die korrekte schrijliche )nformation der öermieterin nicht 
fristgerecht erfolgt C künjig sogar die M6glichkeit bestehen soll, dem Mie-
ter fristlos zu kündigen. Das ist ein so krasser öerstoss gegen die ?echts-
systematik, dass man sich fragen muss, wie weit her es bei den Gesetzes-
befürwortern eigentlich noch ist mit dem Öewusstsein für die Gep:ogen-
heiten guter ?echtsstaatlichkeit.

Öisher sind fristlose Kündigungen von Mietverhältnissen ausschliesslich 
dann m6glich, wenn die Mieterin sich schwerer öerst6sse schuldig macht, 
also die Miete nicht bezahlt oder das MietobFekt beschädigt. qetzt pl6tzlich 
soll auch ein simpler Aormfehler solche Sanktionen nach sich ziehenx Es 
ergibt Furistisch nicht den allergeringsten Sinn.

Etwas besser nachvollziehbar ist die zweite Mietrechtsrevisions-öorlage, 
die Neukonzipierung der Kündigung wegen Eigenbedarf.

)m bisherigen Obligationenrecht ist eine beschleunigte Kündigung m6g-
lich, wenn der öermieter Vdringenden EigenbedarfL anmelden kann. )ns-
besondere nach dem öerkauf einer )mmobilie, also wenn die Öesitze-
rin einer Wohnung wechselt, kann es aufgrund von dringendem Eigen-
bedarf zu einer solchen Kündigung kommen. Das ist insofern bedeu-
tend, als mit ausserordentlichen Kündigungen auch Sperrfristen und Miet-
erstreckungen, mit denen Mieter unter bestimmten Pmständen gegen 
Kündigungen geschützt sind, durchbrochen werden k6nnen. Die Gesetzes-
revision will nun durchsetzen, dass nicht mehr der VdringendeL, sondern 
nur noch ein Vbedeutender und aktueller EigenbedarfL vonn6ten ist.

Was ist der Pnterschiedx

Nach heutigem Gesetz besteht Dringlichkeit nur dann, wenn es für die 
Wahrnehmung des Eigenbedarfs ein wirklich zwingendes Motiv gibt. Es 
reicht nicht, wenn die Käuferin einer Wohnung sagtU )ch m6chte dem bis-
herigen Mieter eine sofortige Kündigung aussprechen und selbst einzie-
hen, denn ich habe diese Wohnung gekauj, weil sie mir gefällt und ich sie 
so schnell wie m6glich nutzen will. Wenn die Käuferin in einer guten Woh-
nung lebt und dort auch noch länger bleiben kann, wird ihr die Dringlich-
keit nicht zwingend zugestanden. Mit der Pmstellung auf den Vbedeuten-
denL Eigenbedarf dürje sich das ändern.

öoraussichtlich kann dann ausserordentlich und dringlich gekündigt wer-
den, auch wenn ein Neubesitzer sich problemlos noch gedulden k6nnte. 
Rwar ist sehr verständlich, wenn )mmobilienkäuferinnen sich darüber är-
gern, wenn sie nicht sofort in ihre «raumliegenschaj einziehen k6nnen, 
weil das 4aus oder die Wohnung noch vermietet und eine Kündigung nicht 
sofort m6glich ist. Bber ist es wirklich so absurd, dass dieses Öedürfnis ab-
gewogen wird mit den Rwängen, unter denen der gekündigte Mieter stehtx

Eine Mehrheit des Tarlaments will Fetzt die )mmobilienbesitzerinnen pri-
vilegieren. Pnd diese zweite Gesetzesrevision geht in die gleiche ?ichtung 
wie die ersteU Der Mieterschutz wird geschwächt.
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Dies geschieht, obwohl Eigenbedarf schon im heutigen ?echt angemel-
det werden kann, obwohl der Öundesrat ursprünglich auch diese Gn-
derung als  unn6tig erachtete C und obwohl gemäss dem schweizeri-
schen Mieterverband schon heute Eigenbedarf als Kündigungsgrund häu-
Ig missbräuchlich vorgeschoben wird und häuIger nicht mehr ist als ein 
öorwand, um Mieterinnen m6glichst einfach loszuwerden.

Die Kernfrage, die die beiden Mietrechtsrevisionen aufwerfen, lautet alsoU 
Warum werden auf hundert Wegen immer neue M6glichkeiten gescha»en, 
Mieter so schnell wie m6glich auf die Strasse zu setzenx

Die Bntwort hat leider wenig mit dem edlen Bnsinnen zu tun, dass Schwei-
zer Eigenheimbesitzerinnen die öerfügung über ihr privates 4ab und Gut 
garantiert werden soll. Sie führt direkt ins 4erz der Schweizer Mietmarkt-
krise.

Dass diese Krise eIistiert und gravierende KonseJuenzen für weite «eile 
der Schweizer Öev6lkerung hat, bestreitet heute niemand mehr. )n seinem 
VBktionsplan WohnungsknappheitL vom letzten Aebruar schreibt der Öun-
desrat, Vsteigende BngebotsmietenL führten dazu, dass VInanzschwache, 
aber vermehrt auch Mittelstands-4aushalteL nur noch Vsehr schwer eine 
bezahlbare WohnungL fänden. Die Gewerkschajen machen schon lan-
ge auf die KauKrajkrise der breiten Öev6lkerung aufmerksam, und un-
bestreitbar sind die Wohnausgaben gemeinsam mit den Krankenkassen-
prämien der gr6sste Kostentreiber.

Bngeheizt wird diese Entwicklung allerdings ausschliesslich durch Neu-
vermietungen C innerhalb von bestehenden Mietverhältnissen sind unbe-
gründete Mieterh6hungen Fa gar nicht m6glich. Das ist der Grund, weshalb 
für viele Mieterinnen die Wohnungskündigung eine absolute Katastrophe 
darstellt. Eine zahlbare neue Öleibe ist dann kaum mehr zu Inden.

Was  macht  nun  unser  Tarlament,  um  auf  diese  allseits  anerkannte, 
gravierende Krise zu reagierenx Statt ihn zu stärken, schwächt es den 
Kündigungsschutz. Es sorgt dafür, dass noch mehr 7eute unvermittelt auf 
der Strasse stehen werden. Es befeuert den Markt der Neuvermietungen, 
auf dem die Treise durch die Decke gehen.

Mit allem, was sie mobilisieren k6nnen, verschärfen unsere öolksvertreter 
die gravierendste verteilungspolitische Krise in unserem 7and.

Woher dieses erratische öerhalten rührt, ist nicht so schwierig abzuleiten. 
Die )mmobilienkonzerne und der 4auseigentümerverband haben ange-
sichts der Schweizer Marktverhältnisse ein massives )nteresse an der Buf-
weichung des Kündigungsschutzes. qede Kündigung ist eine Lhance zur 
Mietpreiserh6hung und zur öerbesserung der ?endite. Weiter denken will 
man o»enbar nicht.

Das ist auch deshalb so stossend, weil die Schweizer Öundesverfassung im 
Trinzip einen vollkommen anderen Mietmarkt garantiert. )n der öerfas-
sung werden Vmissbräuchliche MietzinseL als ungesetzlich deklariert und 
nach heutiger ?echtsprechung des Öundesgerichts darf eine Miete nur die 
Kosten inklusive Kapitalkosten gemäss ?eferenzzinssatz plus eine ?endi-
te von maIimal ( Trozent auf dem Eigenkapital eintragen. Es gilt rechtlich 
die Kostenmiete und die Mietpreise sind gedeckelt. Das sagt das Schweizer 
?echt. Die ?ealität sagt Fedoch etwas v6llig anderes.

Der «reiber dieser sowohl staatsrechtlich als auch sozialpolitisch äusserst 
bedenklichen Entwicklung ist der Missbrauch bei den Bngebotsmieten. 
qe schwächer der Mieterinnenschutz wird, desto eItremer wird deshalb 
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der Wildwuchs auf dem Vfreien MarktL. Dies geschieht zum Schaden der 
breiten Öev6lkerung C und zum Nutzen der )mmobilienkonzerne und der 
4auseigentümer.

Eigentlich sollte parteienübergreifend zusammengearbeitet werden, um 
die gravierende Wohnkostenkrise C die niemand bestreitet C gemeinsam 
in den Gri» zu bekommen. Die Tarlamentsmehrheit tut Fedoch das eIakte 
Gegenteil. Wo wird die Schweizer Wohnungskrise in zehn qahren stehenx

SicherU Die Mietrechtsrevisionsvorlagen, die absurderweise aufgespalten 
wurden, fordern bloss kleine obligationenrechtliche öeränderungen in 
zwei scheinbar harmlos kleinen Täckchen. Bber die Stimmbürgerinnen 
sollten sich nicht täuschen lassenU Mit der guthelvetischen Methode der 
kleinen Schrittchen verfolgen auch sie eine Tolitik der Eskalation.

Illustration: Alex Solman
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